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sichert ist. Begründete enge Aus¬
nahmen bleiben möglich. „Modifi¬
zierte" Schulzentren für Gesamt¬
schulen kosten — bei gleichen An¬
sprüchen — nicht mehr als die Schu¬
len, die an ihrer Stelle errichtet wer¬
den müßten. Da sie nach dem Fach¬
klassenprinzip gebaut werden kön¬
nen, ist es möglich, bisher nicht vor¬
gesehene Einrichtungen für einen
modernen Unterricht und für die
Ganztagsschulen gleich mit vorzuse¬
hen.
Neben den Neubaumaßnahmen wird
eine Fülle von Kompromiß- und
Übergangslösungen notwendig sein,
weil die vorhandenen Schulgebäude
einbezogen werden müssen. Die
Möglichkeit der Trennung von
Haupt- und Kollegstufe wird vielfach
eine Entlastung bedeuten. Außerdem
ist als Übergangslösung auch eine
horizontale Teilung der Mittelstufe
möglich. Z. B. können die 5. und
6. Schuljahrgänge in dem einen, die
übrigen Jahrgänge in einem mög¬
lichst nahen anderen Schulgebäude
untergebracht werden. Weniger pro¬
blematisch ist der Bau von Gesamt¬
schulanlagen, sofern bestehende
Schulanlagen durch Erweiterungs¬
bauten ergänzt werden können.
Die Kosten erhöhen sich bei einem
Ausbau des Schulzentrums zu einem
Bildungszentrum. Nach den Erfah¬
rungen in anderen Ländern emp¬
fiehlt es sich, eine öffentliche Biblio¬
thek, Erziehungsberatungsstellen,
Einrichtungen der Erwachsenenbil¬
dung, der Weiterbildung und der
Umschulung oder gar ein Zentrum
für Gruppen und Vereine zuzuord¬
nen. Diese Verbindung dient der
wirtschaftlicheren Ausnutzung der
Anlage und sie schafft zugleich einen
Kristallisationspunkt der gesamtge¬
sellschaftlichen Begegnung.
Die Bezeichnung „Schulzentrum"
wird zukünftig auch auf Schulsy¬
steme angewendet, die zwei oder
mehrere Schulformen der Hauptstufe
oder der Kollegstufe zusammenfas¬
sen. Die größere pädagogische
Wirksamkeit durch Kooperation und
eine verbesserte Durchlässigkeit
sind nur zu erreichen, wenn das
Schulzentrum unter einheitlicher Lei¬
tung steht. Das Schulzentrum als
Schulsystem kann zur integrierten
und differenzierten Gesamtschule
fortentwickelt werden.
Die Landesregierung beobachtet mit
Interesse die starke Zustimmung der

Öffentlichkeit, namentlich bei den
kommunalen Vertretungskörper¬
schaften und bei Eltern, zu der Er¬
richtung von Gesamtschulen. Die
Landesregierung hat sich zwar noch
nicht für die allgemeine Einführung
der Gesamtschule im ganzen Land
entschieden. Sie beurteilt jedoch —
ausgehend auch von ausländischen
Erfahrungen — die heute kaum noch
bestrittenen Grundgedanken der Ge¬
samtschule sehr positiv. Die endgül¬
tige Entscheidung wird die Landes¬
regierung auf Grund der Erfahrun¬
gen aus dem Schulversuch „Ge¬
samtschule" treffen. Bis 1975 sollen
30 Schulversuche durchgeführt oder
begonnen werden. Der Mehrbedarf
für die Ausstattung als Ganztags¬
schule und besonders moderne
technische Einrichtungen beträgt für
das Land 75 Mio DM.

Langfristiges Ziel
Erprobung und — soweit das
Ergebnis des Schulversuches
dies zuläßt — allgemeine Ein¬
führung der Gesamtschule; In¬
tegration des gesamten Schul¬
wesens.

Maßnahmen bis 1975
Durchführung von 30 Gesamt¬
schulversuchen; Schulneubau¬
ten werden in der Regel nur
gefördert, wenn eine Gesamt¬
schulanlage oder wenigstens
ein als Gesamtschule ver¬
wendbares Schulzentrum ge¬
plant oder wenn die Ausbau¬
möglichkeit zu einer Gesamt¬
schulanlage gesichert ist.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

75 Mio DM (Mehrbedarf).

■ 4.15
Ganztagsschule
Die Ganztagsschule entspricht
einem gesellschaftlichen und einem
pädagogischen Bedürfnis. Sie soll
helfen, soziale Verhaltensweisen zu
entwickeln, auf Verantwortung in
Staat und Gesellschaft vorzubereiten
und die Ungleichheit der Bildungs¬
chancen zu überwinden. Sie kann
die verähderte Arbeitsteilung zwi¬
schen Schule und Familie durch
Wegfall oder Verminderung der
Hausaufgaben berücksichtigen.

Die Ganztagsschule darf nicht eine
ausgeweitete Halbtagsschule sein.
Ihr stellen sich neue und erweiterte
Aufgaben:
• Anstelle der Hausaufgaben tre¬

ten Übung, Vertiefung und Wie¬
derholung des Lernstoffes in der
Schule. Sie kann neue Arbeitsfor¬
men entwickeln.

• Der soziale Erfahrungsbereich
wird erweitert.

• Die Kontakte zwischen Schülern
aus verschiedenen sozialen
Schichten werden verstärkt.

• Die Zusammenarbeit von Lehrern
und Schülern kann verbessert
werden.

• Der Ausbau der Schülermitver¬
antwortung ist möglich.

• Die Zusammenarbeit von Schule
und Elternhaus kann enger wer¬
den.

• Die Bildungsberatung kann stär¬
ker wirksam werden.

Die Ganztagsschule soll — -auch
langfristig — nur für die Hauptstufe
und die Kollegstufe eingeführt wer¬
den. Bei der Grundstufe soll die ge¬
sellschaftliche Entwicklung (z. B. zu¬
nehmende Erwerbstätigkeit der
Frau) abgewartet werden.
Bis 1975 ist wegen des zwar abneh¬
menden, aber noch vorhandenen
Lehrermangels die Ganztagsschule
nur in verhältnismäßig geringem Um¬
fang einzuführen. Abgesehen von
den Ganztagsgesamtschulen sollen
100 Schulen der Hauptstufe als
Ganztagsschulen eingerichtet wer¬
den. Neben Lehrern werden auch
pädagogisch-technische Assistenten
in der Ganztagsschule eingesetzt.
Die Landesregierung erwartet von
den Gemeinden, daß sie sich bei
ihren Planungen auf das langfristige
Ziel der allgemeinen Einführung der
Ganztagsschule einrichten.
Die bereits bestehenden Ganztags¬
schulen in den Bereichen Haupt¬
schule, Realschule, Gymnasium und
Gesamtschule sollen wissenschaft¬
lich beobachtet und die besten For¬
men für Unterricht und Schulleben
ermittelt werden. 1971 wird die Lan¬
desregierung Richtlinien für Bau,
Finanzierung und Personalausstat¬
tung erlassen. Von 1973 bis 1975
werden dann die 100 Ganztagsschu¬
len eingerichtet. Dabei sind die
Ganztagsgesamtschulen nicht einge¬
rechnet.
Unabhängig von der Einführung der
Ganztagsschule kann in geeigneten
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Abbildung 11
Schema der möglichen Dichte von Gesamtschulen
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Schulen die Fünftagewoche einge¬
führt werden. Die Unterrichtswirk¬
samkeit darf bei dieser Unterrichts¬
verteilung auf fünf Tage nicht leiden;
insbesondere darf kein zusätzlicher
Lehrerbedarf entstehen.

Langfristiges Ziel
Allgemeine Einführung der
Ganztagsschule in der Haupt-
und Kollegstufe.

Maßnahmen bis 1975
100 Schulen der Hauptstufe
werden als Ganztagsschulen
eingerichtet; ab 1972 Zulas¬
sung des auf fünf Tage verteil¬
ten Unterrichts an geeigneten
Schulen.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

75 Mio DM (Baumehrkosten).
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